
 

Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes sind parlamentsinterne Stellungnahmen, die nicht für die öf-
fentliche Diskussion außerhalb des Landtags bestimmt sind. Eine - auch nur auszugsweise - Veröffentli-
chung oder Verbreitung bedarf der Zustimmung des Direktors beim Landtag. 
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tümer seine zivilrechtlichen Befugnisse erweitern möchte. 162 Anwendung findet hingegen das 

Betriebsplanzulassungsverfahren für Gewinnungsbetriebe, das in den §§ 50 ff. BBergG ge

regelt wird. Förderabgaben sieht das BBergG allein für bergfreie Bodenschätze(§ 31 Abs. 1 

Satz 1 BBergG) und damit - bezogen auf Rheinland-Pfalz - nicht für den Bodenschatz Kies 

vor. 

Die Untersuchung der so einschlägigen Bestimmungen des BBergG, aber auch die Gesamt

schau bergrechtlicher Vorschriften lässt keine Hinweise dafür erkennen, dass die Lenkungs

funktion eines steuerlichen 11 Kieseuros" fachgesetzlichen Bestimmungen des BBergG kon

terkarieren würde. Insbesondere ist eine 11 Doppelbelastung" mit Blick auf die bergrechtliche 

Pflicht zur Entrichtung einer Förderabgabe auszuschließen. Vielmehr ist festzustellen, dass 

das Ziel des BBergG, einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden sicherzustellen, durch 

einen steuerlichen 11 Kieseuro" als finanzverfassungsrechtliches Instrument gestärkt werden 

könnte, ohne dass es zu einem fachgesetzlichen Übergriff käme. 

ee) Keine inhaltlichen Berührungspunkte mit weiteren Fachgesetzen 

Ein steuerlicher 11 Kieseuro" würde schließlich auch nicht mit anderen, bei Abgrabungen ein

schlägigen Rechtsgebieten wie dem Wasser- oder Bauordnungsrecht in Widerspruch stehen. 

Sinn und Zweck dieser Rechtsgebiete ist im Zusammenhang mit der Kiesförderung und den 

damit verbundenen Auswirkungen auf die Umwelt allein die präventive Gefahrenabwehr. Ein 

11 Kieseuro" als nicht-örtliche Verbrauchsteuer oder Verkehrsteuer würde sich hingegen auf 

Vorgänge beziehen, die dem Kiesabbau zeitlich nachgelagert sind. Ein Zielkonflikt zwischen 

der Steuer und den beiden Rechtsgebieten ist daher ebenfalls auszuschließen. 

Insgesamt ist festzustellen, dass die Zulässigkeit eines steuerlichen 11 Kieseuros" auch in ma

terieller Hinsicht keinen prinzipiellen verfassungsrechtlichen Zweifeln unterliegt. 

V. Der „Kieseuro" als nicht-steuerlicher Abgabe 

Im Folgenden wird untersucht, ob ein rheinland-pfälzischer 11 Kieseuro" als nicht-steuerliche 

Umweltabgabe erhoben werden kann. Aufgezeigt wurde, dass neben der Erhebungskompe

tenz des Landes vor allem eine besondere sachliche Rechtfertigung für die Abweichung vom 

Prinzip der Steuerstaatlichkeit entscheidend sein dürfte. Aus materieller Sicht stellt sich fer-

162 Hierzu Piens/SchulteNitzhum, a.a.O., § 34, Rn. 1 ff.; Kremer/Neuhaus, a.a.O., Rn. 58. 
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ner die Frage, wie eine derartige Umweltabgabe dem Grundsatz der Belastungsgleichheit 

der Abgabepflichtigen (Art. 3 Abs. 1 GG) und den Wirtschaftsgrundrechten der Kiesunter

nehmen Rechnung tragen kann. 
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denschatz Kies übertragbar ist.215 Die sachliche Legitimation eines „Kieseuros" vor dem Prin

zip des Steuerstaates dürfte jedoch nicht allein anhand der vorherigen Erwägungen des 

Bundesverfassungsgerichts aus der „ Wasserpfennig" -Entscheidung zu begründen sein. Es 

stellen sich eine Vielzahl von Rechtsfragen, die das Bundesverfassungsgericht in seiner 

„Wasserpfennig" Entscheidung aufgeworfen hat und die - soweit ersichtlich - auch durch die 

fachgerichtliche Rechtsprechung bisweilen nicht beantwortet wurden. 

215 NRW LT-Drs. 14/10521, S. 2, 7; Nds LT-Drs. 16/2382. S. 3. 
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mit der Lenkungsfunktion eines „Kieseuros", die dem zunehmenden Verbrauch der Ressour

ce Kies monetär entgegenwirken soll, begründen zu wollen. 237 

237 Allg. ablehnend etwa Kirchhof, in: lsensee/ders. (Hrsg.), a.a.O., § 119, Rn. 24; Heim/ich, DÖV 1997, 
996, 998; offen gelassen BVerfG E 93, 319, 345. 
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ber eine gewisse Typisierungs- und Pauschalisierungsbefugnis bei der Ausgestaltung eines 

„Kieseuros" zustehen muss.288 

VI. Zusammenfassung der Ergebnisse 

Abgaben, die sich auf die Nutzung natürlicher Ressourcen beziehen, stellen mittlerweile ein 

anerkanntes Instrument vorsorgender Umweltpolitik dar, das neben dem vertrauten Um

weltordnungsrecht Anwendung findet. Wer bspw. bergfreie Bodenschätze gewinnen will, 

hat an den Staat eine bergrechtliche Förderabgabe (§ 31 BBergG) zu entrichten. Im Zusam

menhang mit bergbaulichen Tätigkeiten (z.B. Kieswäsche) kann ferner eine landesgesetzlich 

geregelte Abgabe für die Entnahme von Grundwasser fällig werden. Das Bergbauunterneh

men kann zusätzlich die Pflicht treffen, eine naturschutzrechtliche Ausgleichsabgabe für Ein

griffe in den Naturhaushalt zu leisten, die unvermeidbar sind und nicht anderweitig kompen

siert werden können (§ 15 Abs. 6 BNatSchG). 

Bergrechtliche Förderabgaben für die Gewinnung von Kies werden in den neuen Bundes

ländern sowie in Niedersachsen und Schleswig-Holstein erhoben, soweit der Bodenschatz 

dort unter besonderen Umständen (§ 2 BodSchVereinhG, § 3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 und Nr. 2 a) 

BBergG) zu den bergfreien Bodenschätzen zählt. In den anderen Bundesländern finden 

bergrechtliche Förderabgaben für die Kiesgewinnung hingegen keine Anwendung, weil die 

Ressource dort ein grundeigener Bodenschatz (Ouarzkies, § 3 Abs. 4 Nr. 1 BBergG) oder ein 

Grundeigentümerbodenschatz (i.w.S.) ist. 

In Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen wurden im Jahr 2010 Gesetzesinitiativen zur Ein

führung einer nicht-steuerlichen Ressourcennutzungsabgabe für Kies (u.a.) auf den Weg ge

bracht. In den Landtagen wurden die Gesetzentwürfe mehrheitlich abgelehnt. Die Ableh

nung wurde bspw. mit den Folgekosten für die Kommunen als Hauptverwender des Kieses, 

einem geringen Umweltschutzeffekt und mit Wettbewerbsverzerrungen begründet. Die be

fürwortenden Fraktionen betrachteten die Abgabe als ein zuverlässiges umweltpolitisches 

Mittel, weil mit ihr z.B. dem zunehmenden Flächenverbrauch entgegengewirkt werden kön

ne, der Knappheit der Ressource Kies Rechnung getragen und die Baustoff-Recycling

branche gestärkt werde. 

288 Vgl. BVerwGE 133, 165, 180 m.w.N.; BVerwG, Beschluss vom 19.09.2005, Az.: 10 BN 2/05 m.w.N.; 
Kirchhof, in: lsensee/ders. (Hrsg.), a.a.O., § 119, Rn. 42. Zum Wahrscheinlichkeitsmaßstab bei Gebühren 
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Staatliche Geldleistungspflichten, die im Zusammenhang mit der Nutzung natürlicher Res

sourcen erhoben werden, sind als Steuern und nicht-steuerliche Abgaben vorstellbar. Die 

Schutz- und Begrenzungsfunktion der bundesstaatlichen Finanzordnung (Art. 105 ff. GG) 

gebietet es jedoch, dass staatliche Aufgaben primär durch Steuern finanziert werden. Nicht

steuerliche Abgaben wie Beiträge, Gebühren und Sonderabgaben bedürfen daher einer 

besonderen Legitimation. Das Bundesverfassungsgericht verlangt in ständiger Recht

sprechung, dass nicht-steuerliche Abgaben (1.) einer besonderen sachlichen Rechtfertigung 

bedürfen und sich von der Steuer unterscheiden, (2.) die Belastungsgleichheit der Abgaben

pflichtigen berücksichtigen und (3.) die Vollständigkeit des Haushaltsplans wahren müssen. 

Daher stellt sich für den Landesgesetzgeber primär die Frage, ob ein 11 Kieseuro" nicht als 

Umweltsteuer eingeführt werden kann. Ein solcher 11 Kieseuro" würde den Kiesunternehmen 

voraussetzungslos, d.h. ohne eine staatliche Gegenleistung auferlegt werden, um dauerhafte 

Einnahmen für den Haushalt zu erzielen. Die Finanzierungsfunktion könnte jedoch auch nur 

den Nebenzweck des 11 Kieseuros" ausmachen, sofern der Gesetzgeber mit der Abgabenlast 

an erster Stelle einen Verhaltensanreiz hin zu einer ressourcenschonenden Kiesgewinnung 

setzen will (Lenkungssteuer). Der Gesetzgeber könnte zugleich anordnen, dass das Auf

kommen eines 11 Kieseuros" nicht für den gesamten staatlichen Ausgabenbedarf, sondern für 

einen besonderen fiskalischen Zweck (z.B. der Finanzierung von Umweltschutzmaßnahmen) 

bereitgestellt wird (Zwecksteuer). 

Gemäß Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG i.V.m. § 5 Abs. 2 Satz 1 KAG können die rheinland

pfälzischen Gemeinden örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern als Satzung erheben. Ein 

11 Kieseuro" könnte als Verbrauchsteuer ausgestaltet werden, sofern mit diesem das In

Verkehr-Bringen oder der Verbrauch des Kieses steuerlich belastet werden soll. Mit einem 

11 Kieseuro" als Aufwandsteuer würde die öffentliche Hand an der wirtschaftlichen Leistungs

fähigkeit der Unternehmen teilhaben, die vor allem im Besitz und der Verwendung des ge

wonnen Kieses zum Ausdruck kommt. Voraussetzung für die Erhebung einer solchen kom

munalen Verbrauch- und Aufwandsteuer wäre jedoch ein Örtlichkeitsbezug, der bei einem 

11 Kieseuro" kaum zu begründen ist, da er einen Markt handelbarer Baustoffe betreffen dürfte 

(indirekte Besteuerungswirkung), der über ein Gemeindegebiet hinausgeht. 

Vor diesem Hintergrund könnte ein 11 Kieseuro" als nicht-örtliche Verbrauchsteuer durch den 

Landesgesetzgeber eingeführt werden, dem gemäß Art. 105 Abs. 2 GG die konkurrierende 

siehe Kirchhof, in: lsensee/ders. (Hrsg.), a.a.O., § 119, Rn. 56. 
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Gesetzgebung zusteht. Art. 106 Abs. 1 Nr. 2 GG würde allerdings den Ertrag einer solchen 

landesgesetzlichen Verbrauchsteuer dem Bund zuweisen. Die Rechtsprechung musste diese 

Problematik bisweilen noch nicht entscheiden. Entsprechend der Rechtslehre dürfte jedoch 

eine teleologische Reduktion des Anwendungsbereichs des Art. 106 Abs. 1 Nr. 2 GG ange

zeigt sein, wonach ausschließlich der Ertrag einer bundesgesetzlich geregelten Steuer dem 

Bundeshaushalt zugutekommt. 

Der Landesgesetzgeber könnte einen „Kieseuro" ferner als Verkehrsteuer gemäß Art. 105 

Abs. 2 GG erheben, wenn er die steuerliche Last an einen wirtschaftlichen Vorgang wie den 

Abschluss eines Rechtsgeschäfts über den Kies tatbestandlich festmacht. Auch die Ertrags

kompetenz würde dem Land gemäß Art. 106 Abs. 2 Nr. 3 GG zustehen. 

Sofern der Gesetzgeber einen „Kieseuro" als Lenkungssteuer konzipiert, müsste er bei der 

Ausgestaltung die Wirtschaftsgrundrechte der Kiesunternehmen (Art. 12 Abs. 1, Art. 14 Abs. 

1 GG) und den allgemeinen Gleichheitssatz (Abweichung vom Leistungsfähigkeitsprinzip, 

Art. 3 Abs. 1 GG) beachten. Entsprechend der Intensität des Lenkungseffekts wäre der Ge

setzgeber über das Willkürverbot hinaus zu einer verhältnismäßigen Regelung der Steuer

tatbestände angehalten, wobei ihm jedoch eine gewisse Pauschalisierungs- und Typisie

rungsbefugnis zusteht. Im Steuergesetz selbst müsste der Lenkungszweck objektiv zum Aus

druck kommen und die Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung erhalten bleiben. Ein Kon

flikt eines „Kieseuros" mit fachgesetzlichen Bestimmungen (z.B. des BBergG) ist nicht er

sichtlich. 

Für die Erhebung eines „Kieseuros" als nicht-steuerliche Abgabe würde dem Land die kon

kurrierende Gesetzgebung (Art. 72 Abs. 2 GG) zustehen, die sich aus einer Annexkompetenz 

zu Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG ableitet. Eine sachliche Sperrwirkung (Art. 72 Abs. 1 GG) geht 

von dem BBergG für den Landesgesetzgeber nicht aus, weil eine erschöpfende Regelung 

des Bundes (auch in Form eines beredtem Schweigen) nicht festzustellen ist. Auch die Er

tragskompetenz würde dem Land zustehen, da diese grundsätzlich der Verwaltungskompe

tenz folgt. 

Ein „Kieseuro" als nicht steuerliche Abgabe bedarf einer besonderen sachlichen Legitimati

o n vor dem Prinzip des Steuerst aates. Bei den Vorzugslasten (Beiträge, Gebühren) ergibt 

sich d iese aus dem f inanziellen Ausgleich eines staatlich zugewandt en Vorte ils. 



 

 

61 

Ein „Kieseuro" in der Form eines Beitrags dürfte jedenfalls ausgeschlossen sein, wenn der 

Gesetzgeber mit der Abgabe eine indirekte Verhaltenslenkung im Hinblick auf die tatsäch

lich entnommene Menge des Kieses erzielen möchte. Ebenso wie bei einer Gebührenrege

lung (Ressourcennutzungsgebühr) wäre auch fraglich, worin die staatliche Leistung erblickt 

werden kann, die mit dem „Kieseuro" als Gegenleistung ausgeglichen werden könnte. In 

seiner „ Wasserpfennig" -Entscheidung hatte das Bundesverfassungsgericht den Gesichts

punkt für maßgeblich erachtet, dass die Teilhabe an einem öffentlich bewirtschafteten Gut 

der Allgemeinheit ein wirtschaftlicher Vorteil sei, den der Staat abschöpfen dürfe. Die Ent

scheidung, ob eine natürliche Ressource ein Allgemeingut darstellt, hat der Gesetzgeber zu 

treffen, weil hiermit häufig eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums (Art. 14 

Abs. 1 Satz 2 GG) einhergehen dürfte. l.d.S. hat der Bundesgesetzgeber entschieden, dass 

die oberirdischen fließenden Gewässer und das Grundwasser Allgemeingüter darstellen (§ 4 

Abs. 2 WHG). Bodenschätze sind nur dann Allgemeingüter, wenn sie bergfrei sind (§ 3 

Abs. 3 BBergG) und damit nicht dem Grundstückseigentümer gehören (§ 3 Abs. 2 Satz 2 

BBergG). Kies zählt hingegen zu den Bodenschätzen, die die Rechtsordnung dem Eigentum 

am Grundstück zuweist(§ 3 Abs. 2 Satz 1 BBergG, § 905 Satz 1 BGB). Erst durch eine ent

sprechende bundesgesetzliche Regelung im BBergG könnte Kies auch in Rheinland-Pfalz 

bergfrei i.S.d. § 3 Abs. 3 BBergG werden und damit ein Allgemeingut darstellen. Bereits aus 

diesem Grunde dürfte gegenwärtig eine Ressourcennutzungsgebühr auf den Bodenschatz 

Kies in Rheinland-Pfalz finanzverfassungsrechtlich nicht zu rechtfertigen sein. 

Kaum zu realisieren dürfte auch ein „Kieseuro" als Sonderabgabe mit Finanzierungsfunktion 

sein, der für umweltschutzpolitische Maßnahmen eingesetzt werden soll. Nach der Recht

sprechung des Bundesverfassungsgerichts ergibt sich die Legitimation von Sonderabgaben 

mit Finanzierungsfunktion vor dem Prinzip des Steuerstaates u.a. aus der gruppennützigen 

Verwendung des Aufkommens. Der Schutz natürlicher Ressourcen erfolgt jedoch nicht im 

Interesse einer Gruppe wie der Kiesunternehmen, sondern stellt ein Anliegen der Allge

meinheit dar. überdies dürfte ein „Kieseuro" mit Finanzierungsfunktion in einem unauflösba

ren, konzeptionellen Widerspruch stehen, wenn von ihm zugleich ein monetärer Verhaltens

anreiz hin zu einem ressourcenschonenden Kiesabbau ausgehen soll. 

Hingegen erscheint es durchaus vorstellbar, dass ein „Kieseuro" als Sonderabgabe ohne 

Finanzierungsfunktio n vor dem Prinzip des Steuerst aates sachlich gerechtfertigt ist, mit dem 

eine Ausgleichs- und Lenkungs-/Ant ri ebsfunktion im Hinb lick auf öffent lich-recht liche Verhal

tenspflichten der Kiesunternehmen verbunden ist. Mit einem so lchen „Kieseuro" dürfte der 
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Gesetzgeber auch als Nebenzweck kein Aufkommen erzielen wollen, weil die Sonderabgabe 

sonst in Konkurrenz zu den voraussetzungslos auferlegten Steuern treten und den strenge

ren Rechtfertigungskriterien für Sonderabgaben mit Finanzierungsfunktion unterliegen wür

de. Der Gesetzgeber müsste deutlich machen, inwieweit einem solchen 11 Kieseuro" ein ei

genständiger Anwendungsbereich neben der naturschutzrechtlichen Ausgleichsabgabe (§ 15 

Abs. 6 BNatSchG) zukommt. 

Der Grundsatz der Belastungsgleichheit verlangt besondere Sachgründe für eine weitere, 

nicht-steuerliche Abgabenlast des Bürgers, der bereits als Steuerpflichtiger zur Finanzierung 

des Gemeinwesens beiträgt. Als Ausprägung des allgemeinen Gleichheitssatzes (Art. 3 

Abs. 1 GG) statuiert dieses Prinzip auch die Pflicht des Gesetzgers, eine gleichheitskonforme 

Ausgestaltung im Einzelnen vorzunehmen. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfas

sungsgerichts wird die Belastungsgleichheit der Abgabepflicht bei Vorzugslasten (Beiträge, 

Gebühren), nicht verletzt, soweit mit ihnen ein staatlich geleisteter wirtschaftlicher Vorteil 

(teilweise) abgeschöpft werden soll. Bei Sonderabgaben ergibt sich die sachliche Rechtferti

gung vor Art. 3 Abs. 1 GG aus der besonderen Finanzierungsverantwortung einer Gruppe 

(z.B. als Verursacher von Umweltbeeinträchtigungen). Auch die ökologische Lenkungsfunkti

on einer Umweltabgabe dürfte ein sachlicher Grund sein, der die Einführung eines nicht

steuerlichen 11 Kieseuros" legitimiert. 

Bei der gleichheitskonformen Ausgestaltung eines „Kieseuros" hat sich der Gesetzgeber an 

der Funktion der nicht-steuerlichen Abgabe zu orientierten. Dies gilt insbesondere hinsicht

lich der Bemessungsgrundlage, die sich grundsätzlich wie bei den bergrechtlichen Förder

abgaben an der Menge des entnommen Kieses orientieren dürfte. Sofern ein nicht

steuerlicher „Kieseuro" in den Schutzbereich der Wirtschaftsgrundrechte (insbesondere in 

das Eigentum an dem Kies selbst) eingreift, müsste der Gesetzgeber über das Willkürverbot 

hinaus eine verhältnismäßige Ausgestaltung der Abgabe vornehmen. Er muss dabei jedoch 

nicht jeden Einzelfall ins Auge fassen, sondern verfügt wie bei den Steuern über eine gewis

se Typisierungs- und Pauschalisierungsbefugnis. 

Wi sse nsc h aft l i ehe r D i e nst 


